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Das neue Patentgeſetz. 
Von Otto Mayr, Amtsrath in St. Pölten. 
(Schluß.) 

Das Verfahren der Patentbehörde ber innt bei Anmeldung einer 
Erfindung, dieſe Anmeldung hat bei dem Patentamte zu erfolgen, und 
zwar in der vorgeſchriebenen ſchriftlichen Form, entweder durch unmittel— 
bare Ueberreichung oder durch die Poſt (8 48). Die Hauptrolle dabei 
ſpielt die Beſchreibung der zu patentirenden Erfindung, als Grundlage 
für die Abgrenzung der Rechte des Erfinders ſowohl gegenüber der 
Allgemeinheit als auch gegenüber anderen Patentbeſitzern. Die weiteren 
Förmlichkeiten der Anmeldung haben den Vorſchriften der S$ 49 — 66 
zu entſprechen. Die Zurückweiſung der Anmeldung erfolgt entweder 
wegen Formgebrechens oder wegen mangelnder Patentfähigkeit, wobei 
jedoch dem Patentwerber Gelegenheit zur Aeußerung über die Abweiſungs⸗ 
gründe zu geben iſt. Bei Annahme der Anmeldung erfolgt deren Ver⸗ 
öffentlichung int Patentblatt behufs Erßattung von Einſprüchen gegen 
das bei dem Patentamte zur allgemeinen Einſicht aufliegende Patent- 
operat; die 88 58—60 regeln die Fälle des Einſpruches ſowie das hiebei 
und bei der Beſchlußfaſſung über die Ertheilung des Patentes zu beob- 
achtende Verfahren. Um dem Einſpruchleiſtenden, falls er ſelbſt Urheber 
der Erfindung iſt oder nachzuweiſen vermag, daß der weſentliche Inhalt 
der angefochtenen Anmeldungen der Schöpſung eines anderen ohne deſſen 
Einwilligung entnommen iſt, die Zuerkennung der angefochtenen Er— 
findung zu ermöglichen, räumt 8 62 diesfalls das Recht auf die Priorität 
der durch feinen Einſpruch zurückgewieſenen Anmeldung ein. 

Lautet der Beſchluß auf Patentertheilung, ſo verfügt nach deren 
Rechtskraft, d. h. falls der Einſpruchleiſtende innerhalb 30 Tagen keine 
Beſchwerde angebracht hat, das Patentamt die Eintragung der geſchützten 


Erſindung in das Patentregiſter, die Kundmachung der Ertheilung im 
Patentblatte, die Ausfertigung der Patenturkunde, ſowie die Drucklegung 
und Veröffentlichung der Patentbeſchreibung. Gegen die Verweigerung 
der Patentertheilung ſteht dem Patentwerber innerhalb 30 Tagen das 
Recht der Beſchwerde an die bezügliche Abtheilung des Patentamtes zu, 
wodurch einem unter dem bisherigen Geſetze am dringendſten empfun⸗ 
denen Bedürfniſſe Rechnung getragen wird; dieſe Entſcheidung iſt abfolut 
caſſatoriſch, d. h. es iſt auch ein Beſchwerdezug an den Verwaltungs- 
gerichtshof ausgeſchloſſen. 

Von dem eben geſchilderten Verfahren beſteht eine Ausnahme für 
Patente der Staats- und Kriegsverwaltung, falls dieſelbe nicht ſelbſt auf 
dieſe ausnahmsweiſe Behandlung verzichtet. Auf ſolche Patente finden 
auch die Beſtimmungen über die Rücknahme und die Gewährung von 
Licenzen keine Anwendung. 

Die Einleitung des Verfahrens wegen Rücknahme, Nichtigerklärung 
oder Aberkennung von bereits beſtehenden Patenten erfolgt nur über 
Antrag; iſt jedoch das Verfahren einmal eingeleitet, ſo hat das Patent⸗ 
amt das Recht, das Verfahren ſelbſt im Falle der Rückziehung des An⸗ 
trages von amtswegen fortzuſetzen, wobei jedoch die Finanzprocuratur 
in die Rolle des zurückgetretenen Antragſtellers tritt. Eine Wiederein⸗ 
ſetzung gegen verſäumte Friſten findet nicht ſtatt, wohl deshalb, weil 
ſonſt das Verfahren auf eine zu ſchwankende Grundlage geſtellt und 
dasſelbe allzuſehr in die Länge gezogen würde. Dafür tritt aber die 
Wiederaufnahme des Verfahrens unter gewiſſen Vorausfetzungen ein, 
die ſich im großen und ganzen dem Vorbilde der Civilproceßordnung 
($ 350, P. 1 und 5, und § 532) anlehnen. 

Wenn 8 93 in gewiſſen Fällen den folgegebenden Entſcheidungen 
über Nichtigkeits- und Rücknahmeanträge über Begehren des Patent— 
inhabers auf Eintragung in das Patentregiſter die Wirkung einer res 
judicata einräumt, welche ſich nicht blos auf die Streittheile ſelbſt, ſondern 
auch auf dritte Perſonen erſtreckt, fo ſchafft er damit nur dem Patent⸗ 
inhaber Schutz gegen ungegründete Anfechtungen und dadurch dem Patente 
und den darauf bafirten Unternehmungen größere Stabilität. Sobald 
einmal das Patentamt und gegebenenfalls auch der Pateutgerichtshof ſich 
einmal in ihrem der Ermittlung der materiellen Wahrheit zuſtreben⸗ 
den Verfahren darüber ausgeſprochen haben, daß eine beſtimmte That⸗ 
ſache der Patentfähigkeit der Erfindung im Sinne der §s 1, 2 und 3 
nicht im Wege ſteht, daß die Erfindung mit dem Gegenſtande eines 
früheren Patentes oder Privilegiums nicht übereinſtimmt, oder daß das 
Patent innerhalb der bis zur Entſcheidung in Betracht kommenden Zeit 
thatſächlich geſetznäßig zur Ausübung gelangt ſei, fehlt in der That 
jeder Grund, warum eine von einer andern Partei eingebrachte, auf 
das nämliche Subſtrat baſirte Klage immer wieder eine neue Verhaud— 
lung und Entſcheidung über dieſe bereits einmal erledigten Thatſachen 
hervorzurufen imſtande ſein ſollte. Ein Hilſsmittel gegen derartige 
Vexationen kennt das alte Privilegiengeſetz nicht. Der Privilegieninhaber 
mußte ſich demzufolge bisher gegen alle dieſe wiederholten Angriffe 
immer wieder vertheidigen. Das Handelsminiſterium war verhalten, 
über dieſelben Thatſachen, ſobald ſie nur von verſchiedenen Klägern neu 


vorgebracht wurden, immer wieder ein neuerliches Verfahren einzuleiten 
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und eine abermalige Entſcheidung zu fällen — ein neuer Beleg für 
die geringe Bedeutung des Privilegieuregiſters. Es iſt daher begreiflich, 
daß der Erfinder in einem ſolchen ſteten Kampfe zum ungeſtörten 
Genuſſe des Lohnes ſeiner oft ſehr mühevollen Arbeit überhaupt nicht 
gelangen konnte und daß das fortwährend über einer Erfindung ſchwebende 
Damoklesſchwert in Geſtalt der Gefahr einer Annullirung des Privilegiums 
defſen Verkehrswerth bedeutend herabdrücken und ſomit auch die Inve⸗ 
ſtirung von Capitalien für die Ausnützung der Erfindung hemmend 
beeinfluſſen mußte. Gerade dieſer Umſtand dürſte die Geſetzgebung in 
Deutſchland veranlaßt haben, im § 28, Abſ. 3 die Unanfechtbarkeit des 
Patentes nach fünfjähriger Geltungsdauer zu decretiren. 

Eine gründliche Umänderung erfuhr die Organiſation der Patent⸗ 
behörden. Die bisherige Zerſplitterung der Patentverwaltung und Patent⸗ 
rechtſprechung mußte einer ſtrengen Centraliſirung weichen, da nur 
dadurch die vom Erſinderſchutz und der ſtaatlichen Pflicht zum Schutze 
des ſocialen Rechtes auf Arbeit geforderte ſtete Ueberſicht und die recht— 
liche Orduung der Erfindungen zu erreichen iſt. Es läßt ſich nun 
allerdings die Patentverwaltung und auch der auf den unbeſtrittenen 
Beſtand von Patenten bezügliche Theil der Rechtsſprechung an einer 
Centralſtelle vereinigen, undurchführbar iſt dies jedoch in allen ein 
Patent betreffenden Streitigkeiten, deren Entfcheidung von der Vorſrage 
nach dem giltigen Beſtande des Patentes abhängt, und zwar undurch— 
führbar aus Rückſichten fiir die Leichtigkeit des Verkehres; allerdings 
wird die fachmänniſche Organiſation der diesſalls judicirenden Gerichte 
noch lange ein frommer Wunſch bleiben, denn die Verſtärkung der 
heutigen Civil- und Criminal-Collegialgerichte durch patenttechniſche 
Mitglieder würde eine Uugeſtaltung der ganzen heutigen Gerichtsorga— 
niſation mit ſich bringen. 

Die Anmeldung einer Erfindung ($$ 48 u. ff.), die Ertheilung, 
die Verſagung, die Rücknahme, Nichtigerklärung, Aberkennung und 
Abhängigerklärung, die Entſcheidung über die relative Wirkungsloſigkeit 
eines Patentes (§ 9), dann die Entſcheidung über Feſtſtellungsanträge 
(S 111) und Licenzeinräumungen (§ 21), ſowie alle Eintragungen in das 
Patentregiſter erfolgen durch das Patentamt, welches ferner verpflichtet 
iſt, auf Erſuchen der Gerichte über Fragen, welche Patente betreffen, 
ſchriftliche Gutachten abzugeben, ſoferne in dem gerichtlichen Verfahren 
von einander abweichende Gutachten von Sachverſtändigen vorliegen. 
Schon der bisherige Umfang der ſtaatlichen Patentverwaltung und 
Rechtſprechung ließ die Errichtung einer beſonderen ausſchließlich mit 
den Agenden des Erfindungsſchutzes befaßten Centralſtelle wünſchenswerth 
erſcheinen; aber auch die Eigenart der Agenden des Erfindungsſchutzes, 
die ſich durch die Vermengung, ja wechſelſeitige Durchdringung juriſtiſcher 
und adminiſtrativer Functionen mit fachtechniſcher Thätigkeit charakteriſirt, 
macht die Schaffung eines Patentanıtes, als einer mit Specialiſten im 
Patentweſen beſetzten Behörde nothwendig. Als Ergebniß der vom 
Pariſer internationalen Congreſſe für das induſtrielle Eigenthum im 
Jahre 1878 gefaßten Beſchlüſſe beſteht ein ſolches Patentamt bereits 
in Ungarn, Deutſchland, England und in den Vereinigten Staaten 
Nordamerikas. 

Dasſelbe iſt in Oeſterreich eine in ſeiner amtlichen Thätigkeit 
ſelbſtändige, lediglich hinſichtlich ihrer Oberleitung dem Handelsminiſter 
unterſtellte Behörde. 

Das Patentamt gliedert ſich in drei Abtheilungen, von denen die 
erſte (die Anmeldeabtheilung) die Patentertheilungen zu beforgen, 
die zweite (die Beſchwerdeabtheilung) die Beſchwerden gegen 
verweigerte oder beabſichtigte Ertheilungen zu erledigen und die dritte 
(die Nichtigkeitsabtheilung) die Nichtigkeitsproceſſe zu ent- 
ſcheiden hat. 

Die oben aufgezählten Functionen des Patentamtes ſind übrigens 
keine taxative Aufzählung der dem Patentamte obliegenden Agenden, 
ſonder ſkizziren blos die Hauptbethätigung desſelben; dazu kommen noch 
als mit dem Zweck des Patentamtes im Zuſammenhange ſtehend die 
Vermittlung der vorgefchriebenen Publicationen, die Ausfertigung der 
Patenturkunden, die Einhebung der Gebüren u. f. w. 

Die Befugniß des Patentamtes zur Erſtattung von Gutachten 
gewährt den ordentlichen Gerichten, die über einen Patenteingriff 
(S§ 95—110) oder über die Haftung wegen einer ungerechtfertigten 
Unterſagungshandlung aus einem ungiltigen Patente oder durch Ueber⸗ 
ſchreitung des Umfanges eines giltigen Patentes oder über irgend einen 
andern auf ein Patent bezüglichen Rechtsfall zu entſcheiden haben, die 
Gelegenheit, ſich über die technifchen Fragen, welche möglicherweiſe in 
den Streit verflochten ſind, ſchnell und an maßgebender Stelle zu in⸗ 


formiren; die hiedurch dem Pateutamte erwachſende Mehrbelaſtung dürfte 
zwar in den erſten Jahren des neuen Patentgeſetzes, bis ſich ein gewiſſer 
Vorrath von Gutachten als Grundlage zu Analogieſchlüſſen anſammelt 
eine nicht unbeträchtliche ſein, dient aber zweifellos für die betreffenden 
Beamten zur Aufklärung über die praktiſchen Wirkungen, die das Pate nt 
im praktiſchen Leben äußert. Der Motivenbericht zu der Patentgeſe tz⸗ 
vorlage hält das Patentanıt zwar nicht für verpflichtet, aber für berechtigt, 
über Erſuchen einer politiſchen Behörde in Patentanmaßungsverhand⸗ 
lungen (8 113) Gutachten über eine ein ertheiltes öſterreichiſches Patent 
betreffende techniſche Frage abzugeben. 

Die Mitglieder des Patentamtes werden einerſeits in ſtändige und 
nichtſtändige, anderſeits in rechtskundige und fachtechniſche unterſchieden. Die 
Zuziehung von nicht ſtändigen auf die Dauer von fünf Jahren berufenen 
Mitgliedern gewährt die Möglichkeit, für die Zwecke der Patentverwak tung 
und Patentrechtſprechung techniſche Capacitäten zu gewinnen, die zwar 
ihre Lebensſtellung nicht mit der ſtändigen, eine anderweitige gleichzeitige 
Bethätigung auf einem praktiſchen fachtechniſchen Gebiete ausſchließenden 
Mitgliedſchaft des Patentamtes vertauſchen, aber zur Theilnahme an den 
Aufgaben des letzteren beſonders geeignet erſcheinen. 

Die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung des Patentamtes erfolgt 
durch den Handelsminiſter; das Hauptaugenmerk wird darauf zu richten 
ſein, daß die gemiſchten Senate in einer Weiſe zuſammengeſtellt 
werden, daß ſich die einzelnen Mitglieder nicht nur einander verſtehen, 
ſondern auch in glücklicher Weiſe ergänzen werden. 

Der Inſtanzenzug iſt zur Beſchleunigung des Verfahrens durchaus 
ein zweifacher, indem die Berufung als Rechtsmittel mit aufſchiebender 
Wirkung von der Anmeldeabtheilung an die Beſchwerdeabtheilung und 
von der Nichtigkeitsabtheilung an den ebenfalls neu eingeſetzten 
Patentgerichtshof (SS 41, 42, 87—94) geht, welcher aus Er- 
ſparungsrückſichten, ähnlich wie der oberſte Gefällsgerichtshof, aus 
Räthen des oberſten Gerichts- und Caſſationshofes, des Handelsmini⸗ 
ſteriums und mit Rückſicht auf die in den Patentſtreiten vorwiegend 
techuiſchen Fragen aus Vertretern techniſcher Fächer als Ttiumführenden 
Mitgliedern beſetzt iſt. 

Das Verfahren vor dem Patenkamte und dem Patentgerichts⸗ 
hofe iſt im engen Anſchluſſe an die neue Civilproceßordnung vom 
1. Auguſt 1895 (R. G. Bl. Nr. 112) auf den Grundſätzen der Oeffent⸗ 
lichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Verfahrens, 
ſowie auf der freien Beweiswürdigung baſirt; eine Ausnahme 
hievon beſteht in $ 76, wonach Berathung und Abſtimmung der Nichtig⸗ 
keitsabtheilung in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. 

Die Vollſtreckung rechtskräftiger Entſcheidungen des Patentamtes 
und Patentgerichtshofes erfolgt, inſoweit dieſelben reinen verwaltungs⸗ 
rechtlichen Charakter haben, durch Verfügungen des Patentamtes, reſp. 
Patentgerichtshofes ſelbſt; anders ſteht es mit deren rechtskräftigen Aus: 
ſprüchen, welche vermögensrechtliche, d. h. privatrechtliche Folgen haben; 
zur Execution dieſer Anſprüche iſt das Patentamt, bezw. der Patent⸗ 
gerichtshof als Centralamt in Wien a priori nicht geeignet, da es ſich 
hiebei ja um Executionshandlungen an den verſchiedenſten Orten handelt. 
Um daher die für jeden einzelnen Fall eintretende Requiſition unnöthig 
zu machen, wurde analog der Beſtimmung des § 6 des Markenſchutz⸗ 
geſetzes vom 30. Juli 1895 die Execution ſolcher Anſprüche überhaupt 
den Gerichten überwieſen. 

Mit der Neuorganiſation der Patentbehörden hängt auch jene 
der Inſtitution der Patentanwälte, d. h. jener Perſonen zuſammen, die 
über Beſtellung vom Patentamte und unter deſſen Diſciplinargewalt 
berufsmäßig die Erwirkung, Verlängerung und Verwerthung von Patenten 
für Erſinder beſorgen. Da dieſes Inſtitut bisher einer klaren geſetzlichen 
Regelung entbehrte, insbeſondere nach Art V, lit. f des Kundmachungs⸗ 
patentes zur Gewerbeordnung nicht unter dieſelbe fällt, andererſeits aber 
angeſichts der Complicirtheit von Patentangelegenheiten einer raſchen 
Geſchäftsgebarung bei den Patentbehörden erfahrungsgemäß nur förder⸗ 
lich ſein kaun, ſo wurde dasſelbe in dem Entwurfe neu geregelt, und 
zwar dahin, daß von dieſen Perſonen ein beſtimmtes nachzuweiſendes 
Maß techniſcher und patentrechtlicher Kenntniſſe verlangt, wogegen ihnen 
zur Hebung des Standes in Vergleich zur früheren Bezeichnung „Privi⸗ 
legienagenten“ der Titel eines „Patentanwaltes“ zugeſtanden wird. 

Der Wirkungskreis des Patentamtes kann füglich in einen rein 
adminiſtrativen und in einen rechtsſchützenden eingetheilt 
werden, welch letzterer wieder eine präventive und repreſſive 
Thätigkeit entfaltet. 
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Der adminiſtrative Wirkungskreis, ſowie die repreſſive 


Thätigkeit des Patentamtes iſt bereits oben erörkert worden. Das prä— 
ventive Einſchreiten des Patentamtes iſt darauf gerichtet, Patent⸗ 
verletzungen vorzubeugen, und hiefür ſchafft das neue Geſetz ein Mittel 
in der Feſtſtellungsklage (5 111), durch welche es jedermann er⸗ 
möglicht iſt, ſoferne er bei Einführung eines neuen Induſtriezweiges 
oder bei Fortführung feines bisherigen Betriebes beſorgen ſollte, mit 
einem Patentrechte in Colliſion zu gerathen, von vorneherein durch 
das Patentamt feſtſtellen zu laſſen, ob eine ſolche Colliſion in einem 
gegebenen Falle jtattfinde oder nicht, um, wenn rechtskräftig entſchieden 
iſt, daß ein beſtimmtes Erzeugniß oder Verfahren nicht unter ein be⸗ 
ſtimmtes Patent fällt, vor jeder nachträglichen Störung dieſes ſeines 
Betriebes ſeitens des Patentbeſitzers geſichert zu fein. Dieſe Patentfeſt⸗ 
ſtellungsklage iſt weſentlich verſchieden von der Feſtſtellungsklage 
der neuen Civilproceßordnung (8 228); bei letzterer handelt es 
ſich um die Löſung der Frage nach dem Beſtand oder Nichtbeſtand 
eines Rechtes oder Rechtsverhältniſſes, bei der Feſtſtellungsklage des 
Patentgeſetzes jedoch um die Entſcheidung, ob gegenüber einem conereten 
Falle das dem Patentinhaber geſetzlich gewährleiſtete Unterſagungsrecht 
ausgeübt werden kann oder nicht. 

In Patentangelegenheiten fungiren als Behörden auch die ordent 
lichen Gerichte, und zwar bei Patenteingriffen, d. h. wenn jemand 
die durch das Patent gezogene Verbotsgrenze eigenmächtig überſchreitet. 
Die Zuweiſung dieſer Materie an die Gerichte iſt begründet durch deu 
theils ſtrafrechtlichen, theils privatrechtlichen Charakter der Eingriffs- 
ſtreitigkeiten, ebenſo wie dies in dem mit dem Pateutgeſetze verwandten 
Markenſchutzgeſetze vom 6. Jänner 1890 und im Urhebergeſetze vom 
26. December 1895 geſchah. Hiebei haben die Strafgerichte über die 
als Vergehen behandelten wiſſentlichen Eingriffe (§97), die mit der 
Handelsgerichtsbarkeit betrauten Gerichtshöfe aber über jeden anderen 
Eingriff zu erkennen. 

Behufs möglichſter Beſchleunigung des Eingriffsverfahrens, welches 
in der Regel mit einer vollſtändigen oder theilweiſen Sperrung de; 
Betriebes des Beſchuldigten verbunden zu ſein pflegt, wurden angeſichts 
des im alten Privilegiengeſetze ($ 45) viel beklagten Uebelſtandes, daß 
mit dem Aufwerfen einer Präjudicialſrage, welche die Giltigkeit des 
Privilegiums berührt, das Eingriffsverfahren ſiſtirt werden und' bis zur 
Entſcheidung des Handelsminiſteriums über dieſe Frage ſiſtirt bleiben 
muß, die Gerichte befugt erklärt, auch über die im Laufe des Streites 
ſich ergebenden Vorfragen hinſichtlich des Beſtandes des verletzten 
Patentes mit der Wirkſamkeit für den betreffenden Streitfall nach 
dem Grundſatze des Adhäſionsverfahrens zu erkennen. Zu den wirk— 
ſamſten Zwangsmitteln gegen Eingrifſshandlungen gehören die ficher- 
ſtellungsweiſen Vorkehrungen, nämlich Beſchlagnahme, Verwahrung oder 
ſonſt geeignete Maßnahmen, welche unter gewiſſen Vorausſetzungen 
bereits vor Ueberreichung der Civilklage oder Einleitung des Straf- 
verfahrens erwirkt werden können (S105). Ohne ſicherſterſtellungsweiſe 
Vorkehrungen würde der Rechtsſchutz gegen Eingriffshandlungen eines 
ſeiner wirkſamſten Mittel entbehren; in vielen Fällen, ſo insbeſondere 
beim Eingriff durch unbefugte Benützung eines geſchützten Verfahrens, 
würde es dem Verletzten geradezu unmöglich werden, den Eingriff feit- 
ſtellen zu können, wenn demſelben nicht ſchnell durchführbare gerichtliche 
Maßnahmen zur Verfügung ſtüuden. Deswegen hat auch ſchon das alte 
Privilegiengeſetz dieſes Inſtitut ſowohl für das ſtrafrechtliche (8 44) als 
auch für das civilgerichtliche Verfahren (8 47) eingeſetzt. Die geſetzliche 
Vorausſetzung für die Gewährung von ſicherſtellungsweiſen Vorkehrungen 
bildet die bereits erfolgte Ertheilung des Patentes, während die Ein— 
leitung des civil- und ſtrafgerichtlichen Verfahrens gegen Einhriſſe 
ſchon von dem Tage der Bekanntmachung einer angemeldeten Erfindung 
zuläſſig iſt (SS 8 und 9). 

Die Anhängigkeit einer Eingriffsklage ſchließt ſelbſtverſtändlich für 
den Belangten die Anbringung eines Feſtſtellungsantrages bezüglich des— 
ſelben Patentgegenſtandes ans. 

Ein Gegenſtück der ſtrengen civilrechtlichen Haftung des Patent— 
eingreifers bildet die dem alten Privilegiengeſetze unbekannte und durch 
das neue Patentgeſetz eingeführte Haftung des Patentinhabers aus un— 
gerechtfertigten ficherſtellungsweiſen Vorkehrungen; der Antragſteller iſt 
ohne Rückſicht auf ein ſubjectives Verſchulden zur Ausgleichung aller 
durch ſolche Vorkehrungen dritten Perſonen ohne deren Verſchulden ver— 
urſachten Nachtheile verpflichtet, worüber, wenn ſie im Verlaufe des 
Eingriffsverfahrens geltend gemacht werden, der Civilrichter zugleich mit 
der Entſcheidung in der Hauptſache erkennt. 


Als dritte Behörde in Pateutangelegenheiten kommt die politiſche 
Behörde in Betracht, welcher nach §S 113 die Kompetenz in Fällen 
der Patentanmaßung, als einer Uebertretung gewerbepolizeilicher Natur, 
zuſteht. Das alte Privilegiengeſetz bot gegen Mißbrauch eines Privi- 
legiums als Mittel einer markiſchreieriſchen Reclame wenig Schutz, das 
neue Pateutgeſetz gewährt in dieſer Richtung mit dem auf Vorprüfung 
und Aufgebot beruhenden Ertheilungsverfahren und mit der im § 2, 
P. 1 getroffenen Beſtimmung, daß Patente für Erfindungen, die offenbar 
auf eine Irreführung der Bevölkerung abzielen, nicht ertheilt werden, 
allerdings eine gewiſſe Beruhigung, immerhin aber, oder gerade, um 
die erhöhte Bedeuſung des Patentes nach dem neuen Geſetze zu wahren, 
erwieſen ſich cigene Prohibitivmaßregeln zur Ahndung fälſchlicher Batent- 
berührungen im Intereſſe des redlichen Verkehres als unerläßlich. Die 
politiſche Behörde hat in ſolchen Fällen ſtets auf den Verfall der Mittel, 
womit die Patentanmaßung begangen wurde, auf den Verfall der Gegen- 
ſtände aber nur dann zu erkennen, wenn die unter allen Umſtänden zu 
verfügende Beſeirigung der angemaßten Bezeichnung nicht ohne Zer 
ſtörung des Werthes der Gegenſtände oder doch nicht ohne eine dieſem 
Werthe annäherungsweiſe entſprechende Mühewaltung vollzogen werden 
könnte. 

Die durch die neu organiſirte Verwaltung des Patentweſens und 
durch die nothwendige Schaffung neuer Patentbehörden vorausſichtlich 
weſentlich vermehrten Auslagen mußten behufs ihrer Deckung und mög— 
lichſten Aufrechthaltung der bisherigen Einnahmen des Staates eine 
entſprechende Erhöhung der Patentgebühren nach ſich ziehen (§ 114). 

Außerdem gelangen nach dem neuen Geſetze für die Vornahme 
gewiſſer beſondere Mühewaltung erfordernder Amtshandlungen (Be— 
ichwerde-, Nichtigkeitsentſcheidungen, Entſcheidungen über Feſtſtellungs⸗ 
anträge, Geſuche um Einverleibung einer freiwilligen oder einer einge- 
räumten Zwangslicenz in das Patentregiſter) Verfahrensgebühren zur 
Einhebung (§ 116). Die Aumeldegebür und die Juhresgebür für das 
erſte Patentjahr, oder auch blos die erſte Jahresgebür kann nachweisbar 
Mittelloſen oder auf den Arbeitslohn angewieſenen Arbeitern, ſoferne 
ſie das Patent als Urheber der Erfindung für ſich anſuchen, für das 
erſte Jahr geſtundet und, wenn das Patent mit Beginn des zweiten 
Jahres erliſcht, ſogar erlaſſen werden, um einer Verſchleuderung ihrer 
Erfindung vor der Patentwerbung oder einer Ausnützung ihrer prekären 
finanziellen Lage vorzubengen. . 

Durch die im vorſtehenden dargelegten Grundſätze iſt das neue 
Patentgeſetz auf die Höhe der durch die moderne Rechtsentwicklung und 
durch die internationalen Beſtrebungen zum Schutze des gewerblichen 
Eigenthums gegebenen Forderungen gehoben worden, und es kann daher 
mit Sicherheit erwartet werden, daß es eine Hebung des Erfindungs⸗ 
geiſtes, eine fortſchreitende Förderung der heimiſchen Induſtrie, ſowie 
eine kräftige Ausgeſtaltung der bereits beſtehenden internationalen Patent: 
rechtsverhältniſſe herbeiführen werde. 


Wlittheilungen aus der Praxis. 


a) Die unter § 4 des Geſetzes vom 7. April 1870, R. G. Bl. Nr. 43, 
fallenden Cartelle ſind ungittig und können gemäß S 878 a. b. G. B. 
kein Gegenſtand eines giltigen Vertrages werden. 

b) Eine ſolche ungiltige Cartellverbindung iſt nicht nur dem Publieum 
gegenüber, ſondern auch zwiſchen den Mitgliedern des Unternehmer⸗ 
verbandes ohne rechtliche Wirkung. 

e) Zur Geltendmachung der unwirkſamkeit einer ſolchen Verabredung 
iſt nicht der Beweis erforderlich, daß infolge derſelben der Preis 
der betreffenden Waare ſich wirklich erhöht habe. 

d) Das im eitirten S4 gebrauchte Wort „Gewerbsleute“ umfaßt 
auch jene gewerbsmäßigen Producenten, welche, über den Rahmen 
eines handwerksmäßigen Betriebes hinaus, fabriksmäßig Waaren 
erzeugen. 

Zwiſchen den Oleumproducenten A, B und C wurde am 1. Jänner 
1887 ein Uebereinkommen geſchloſſen, aus welchem nachſtehende Stellen 
hervorgehoben werden: 8 

„1. Die drei Contrahenten haben ſich dahin geeinigt, daß der 
Bedarf an Oleum für Rußland inchufive des Bedarſes der beiden außer— 
halb dieſes Reiches befindlichen Firmen X und X auf Grundlage der 
ſeitherigen Erfahrungen und des bisher erzielten Abſatzes mit einem 
Quautum von 12.000 7 feſtgeſetzt wird, und daß derſelbe bis zur Höhe 
dieſes Maximalquantums zum gemeinſchaftlichen Verkauf und zur Lieferung 


durch die drei Kontrahenten auf Baſis eines normirten procentualen 
Antheiles zu gelangen hat. Sollte ſich während der Dauer des Ueber— 
einkommens ein derartiger Mehrbedarf ergeben, daß die oben erwähnte 
Maximalziffer überſchritten wird, ſo participiren die drei Contrahenten 
au dieſem Plusbedarf im gleichen procentualen Lieferungsverhältniß. 

2. Der Contrahent A verpflichtet ſich dem B und dem C gegen- 
über für die Dauer dieſer Convention: 

a) ſich für den Abſatz ſeines Erzeugniſſes bis zur Erreichung 
ſeines procentualen Antheiles ausschließlich auf Rußland zu beſchränken; 

p) ſich ferner für die Verlragsdauer eines jeden, ſowohl directen 
als indirecten Verkauſes von Oleum nach Oeſterreich-Ungarn, Rumänien 
und Deutſchland mit Ausnahme des für die Firma K ihm zugewieſenen 
Bedarfes zu enthalten und auch weder direct noch indirect Offerten in 
Oleum nach dieſen Ländern zu machen; 

e) daher den ganzen Conſum in Oleum daſelbſt, ausgenommen 
den Bedarf der Firma V, an B und C zur ausſchließlichen Lieferung 
zu überlaſſen; 

d) ferner ſein Verſahren zur Erzeugung von Oleum während 
der Vertragsdauer weder zu verkaufen, noch an andere in einer ſolchen 
Weiſe zu überlaſſen, daß dadurch für die Konfumenten in Rußland, 
Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland eine neue Bezugsquelle für Oleum 
entſtehen könnte. 

3. Gegen die von A eingegangenen Verpflichtungen, namentlich 
wegen der Verzichtleiſtung auf ſeinen Abſatz nach Oeſterreich-Ungarn, 
Rumänien und Deutſchland erllärt ſich 8 bereit, an A einen für die 
Dauer des Vertrages fixirten Entſchadigung betrag von 2000 fl. in 
vierteljährigen Raten bar zur Auszahlung zu bringen. Der Contrahent B 
iſt zur weiteren Auszahlung der normirten Entiſchädigunge raten nicht 
verpflichtet, ſobald während der Dauer des hiefür normirten Zeitraumes 
eine neue Concurrenz für Oleum, gleichviel wo und unter welcher Firma 
immer, entſtehen ſollte, wodurch fiir den Abſatz von Oleum ſich geänderte 
Verhältniſſe ergeben würden. 

4. Hinſichtlich der ſür die gemeinſchaftlichen Verkäufe zu geltenden 
Preiſe verpflichten ſich die drei Contrahenten, dieſelben mit einander 
ſolidariſch und conform nach der eiuverſtändhch feſtgeſetzben Norm vom 
1. Jänner 1887 ab einzuhalten. Dieſe Notirungen verſtehen ſich gegen 
vier Monate offenes Ziel, vier Monate Accept oder gegen Caſſa mit 
20% Sconto, und dürfen hierauf beſondere Rabatte oder Bonificationen, 
ſei es in welcher Form immer, keinesfalls bewilligt, ebenſowenig auch 
eine Ausdehnung des viermonatlichen Reſpiros oder Erhöhung des Caſſa⸗ 
ſcontos eingeräumt werden. 

Der Contrahent A verpflichtet ſich für die ftriete Einhaltung dieſer 
gemeinſchaftlich vereinbarten und feſtgeſetzten Notirungen auch ſeitens 
ſeiner während der Vertragsdauer beſtehenden Agenturen und Vertretungen 
und macht ſich dafür verbindlich, daß keine derſelben von der ihnen 
eingeräumten Proviſion den Conſumenten, reſpective den Käufern eine 
ſeparate Bonification bewilligt. Die vereinbarten Verkaufspreiſe haben 
für die feſtgeſetzte Dauer dieſes Uebereinkommens zu gelten und es kann 
eine etwaige Aenderung derſelben nur unter Zuſtimmung aller drei 
Coutrahenten erfolgen. 

5. Dieſer Vertrag wird von den Contrahenten für die Dauer 
bis 31. December 1887 als giltig acceptirt. Wird derſelbe von keinem 
der drei Betheiligten bis 30. September 1887 gekündigt, ſo erklären 
ſich die drei Contrahenten mit deſſen Fortdauer im Principe einver- 
n Sn 

Der Contrahent A klagt nun den Contrahenten B auf Bezahlung 
der im Punkte 3 des Vertrages vereinbarten Entſchädigung im Reſt⸗ 
betrage von 1000 fl. Gegen dieſen Klagsanſpruch macht der Geklagte 
die Ungiltigkeit des Vertrages geltend, indem derſelbe ein die Concurrenz 
ausſchließendes und auf Erhöhung der Preiſe abzielendes demnach im 
Grunde der SS 2 und 4 des Geſetzes vom 7. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 43, ungiltiges Uebereinkommen beinhalte. 

Die erſte Inſtanz hat unter Abweiſung dieſer Einwendung dem 
Klagebegehren ſtattgegeben. 

Gründe: Der vorſtehende Vertrag kann unter die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 7. April 1870, R. G. Bl. Nr. 43, nicht ſubſumirt 
werden, weil das Ulebereinkommen keineswegs aufliegend Zwecke der 
Waarenpreiserhöhung zum Nachtheile des Publicums verfolgt, überdies 
es ſich gegenwärtig vorwiegend um ein Exportgeſchäft, welches der Geſetz⸗ 
geber nicht vor den Augen hatte, handelt, und übrigens die Beſtimmung 
des Geſetzes, daß die im §S 2 und 4 angeführten Verabredungen ohne 
rechtliche Wirkung ſind, blos dein Publicum gegenüber, deſſen Schädigung 
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beabſichtigt wird, und nicht den verabredenden Gewerbsleuten gegenüber 
Wirkung hat. 

Das Oberlandesgericht hat das Urtheil erſter Inſtanz beſtätigt. 

Gründe: Im 8 4 des Geſetzes vom 7. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 43, werden diejenigen Verabredungen berührt, die zu dem Zwecke 
ſtattfanden, daß der Preis einer Waare zum Nachtheile des Publicums 
erhöht wird. Wenn nun die Anführungen beider Streittheile in Betreff 
der Convention in Betracht gezogen werden, fo ergibt ſich, daß durch 
die Zuſammenwirkung der vertragsſchließenden Parteien ihre Productious— 
verhältniſſe mit den Conſumtiousverhältniſſen in Einklang gebracht 
werden ſollten. Der Wille der Contrahenten war nicht direct darauf 
gerichtet, ein Steigen oder Sinken der Waareupreiſe herbeizuführen, 
vielmehr gieng ihre Abſicht vor allem dahin, alle drei Unternehmungen 
durch die Regelung der Production womöglich zu feſtigen, und es er— 
ſcheint vorliegend eine erhebliche Benachtheiligung des Publicums, einer 
Geſammtheit von Conſumenten, ſchon aus dem Grunde ausgeſchloſſen, 
weil der Geltungskreis des Vertrages ein beſchränkter und die Zeitdauer 
desſelben eine relativ unbedeutende war, und weil ſchließlich die für das 
Jahr 1887 beſtimmte Preisſteigerung nicht als ungebührlich bezeichnet 
werden kann. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Eutſcheidung vom 20. Jänner 1898, 
3. 242, der außerordentlichen Reviſion des Geklagten ſtattgegeben und 
die Klage abgewieſen. 

Gründe: Die getroffene Verabredung hatte aufliegend das Ziel, 
in Oeſterreich (mit Aus zahme der Fabrik in X) die Concurrenz des 
Klägers und anderweitig (insbeſonders auch in 1) die Concurrenz des 
Geklagten und des dritten Coutrahenten C auszuſchließen und damit 
auf den Preis des Oleum zu Ungunſten der Abnehmer einzuwirken. Der 
Geklagte wendet mit Recht ein, daß eine ſolche Verabredung ohne recht— 
liche Wirkung iſt. Gemäß der (dermalen aufgehobenen) §§ 479, 480, 
481 St. G. waren Verabredungen von Gewerbsleuten, Fabriksunter⸗ 
nehmern um den Preis einer Waare zum 
Nachtheile des Publieums zu erhöhen, als Uebertretungen zu ſtrafen. 
An Stelle dieſer ſtrafgerichtlichen Beſtimmungen trat das Geſetz vom 
7. April 1870, R. G. Bl. Nr. 43, demzufolge Verabredungen von „Arbeit- 
gebern“ (Gewerbsleuten, Leitern von Fabriks- . . . . unternehmungen), 
um ungünſtige Arbeitsbedingungen aufzuerlegen „keine rechtliche 
Wirkung haben, — und demzufolge weiter ausgeſprochen wurde, daß die 
Beſtimmungen „auch auf Verabredungen von Gewerbsleuten zu dem 
Zwecke, um den Preis einer Waare zum Nachtheile des Publicums zu 
erhöhen“, Anwendung finden ſollen. Obwohl das Geſetz in dieſem letzten 
Abſatze nur von Gewerbsleuten ſpricht, ſind doch hieher auch jene gewerbs⸗ 
mäßigen Producenten zu rechnen, welche, über den Rahmen eines gewöhn— 
lichen handwerksmäßigen Betriebes hinaus, fabriksmäßig Waaren erzeugen. 
Denn vorerſt gebrauchen die Vorſchriften über das Gewerbeweſen den 
Begriff „Gewerbe“ nicht nur für die handwerksmäßigen Gewerbe, ſondern 
auch für fabriksmäßig betriebene Unternehmungen. Dies geht klar hervor 
aus Artikel III, IV, VI, dann den 88 40, 43, 61 des kaiſ. Pat. vom 
20. November 1859, R. G. Bl. Nr. 227, §§ 1, 25, 32 des Geſetzes 
vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, §§ 73 b, 88 a, 96 a des 
Geſetzes vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22; überdies wäre nicht 
abzuſehen, warum das Geſetz das Publicum nur den Handwer kern gegen- 
über ſchützen wollte, die kraft ihres geringeren Betriebes das Publicum 
verhältnißmäßig weniger benachtheiligen können, dagegen den Fabrikanten 
gegenüber nicht ſchützen wollte, die doch weitaus kräftiger das Publicum 
zu benachtheiligen in der Lage ſind. Endlich zeigt auch die Beſtimmung 
des Artikels XXIII des Einführungsgeſetzes zur Civilproceßordnung, daß 
die gewerbliche Production im allgemeinen (ohne zu unterſcheiden zwiſchen 
kleinen und großen Gewerbsleuten) zu ungiltigen Cartellverbindungen 
führen kann. Von dieſem Standpunkte aus kann daher § 4 des Geſetzes 
vom 7. April 1870, R. G. Bl. Nr. 43, auf die Streitparteien und auf 
das unter denſelben geſchloſſene Cartell angewendet werden. Unentſcheidend 
iſt es hiebei, ob das Cartell thatſächlich auch die Wirkung hatte, daß 
der Preis der Waare für das Publicum erhöht worden iſt, denn das 
Geſetz fordert dies nicht, um eine ſolche Verabredung als rechtlich wirkungs⸗ 
los hinzuſtellen, es reicht vielmehr die Möglichkeit aus, daß infolge eines 
ſolchen Cartelles der Preis fich. für das Publicum ungünſtiger geſtalten 
kaun, was der Wortlaut des citirten Geſetzes: „um den Preis einer 
Waare zu erhöhen“ klar ergibt. Es wäre ja auch eine ſolche 
Beweisführung eine ſchwierige und würde den Zweck des Geſetzes gefährden, 
da eine Preisſteigerung ganz unabhängig von einem Cartelle und neben 
demſelben eintreten kann. Unrichtig iſt die Auslegung des Geſetzes ſeitens 
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der erſten Inſtanz, daß eine folche ungiltige Cartellverbindung nur dem 
Publicum gegenüber, keineswegs aber zwiſchen den Mitgliedern des Unter⸗ 
nehmerverbandes ohne rechtliche Wirkung ſei. Zunächſt iſt nicht abzuſehen, 
wie das Geſetz ſein Ziel, das Publicum zu ſchützen, erreichen könnte, wenn 
einem der Mitglieder des Cartellverbandes das Recht zuſtehen ſollte, das 
andere Mitglied zur Einhaltung des Cartelles zwingen zu dürfen; dann 
aber iſt auch der Wortlaut des Geſetzes: „Verabredungen von Arbeits- 
gebern zu dem Zwecke um haben keine 
rechtliche Wirkung“ dieſer Auslegung entgegenſtehend. Die Verabredung 
an fich iſt daher ungiltig, kann gemäß § 878 a. b. G. B. kein Gegenſtand 
eines giltigen Vertrages werden; im Hinblick auf Z. 1 des Artikels XXIII 
E. G. zur E. P. O., dann §§ 595, Z. 6, und 598, C. P. O. kann ſogar 
auf die Geltendmachung dieſer „Ungiltigkeit“ nicht verzichtet werden. 
Aufliegend endlich iſt es, daß die Einſchränkung der Geſchäfte auf ein 
beſchränktes Gebiet (seil. im Julande, arg. der oben citirte Art. XXIII) 
und auf eine gewiſſe Dauer eine an ſich ungiltige Cartellverbindung 
nicht giltig macht. Dieſe Erwägungen in ihrer Geſammtheit führen zu 
dem Schluſſe, daß der am 1. Jänner 1887 zwiſchen den Streittheilen 
abgeſchloſſene Eartellvertrag ein ungiltiger Act war, aus dem kein Theil 
Rechte ableiten kann, und daß darum auch der Kläger die ihm kraft 
dieſes Vertrages verſprochene Entſchädigung zu fordern nicht das Recht 
habe, und ſeine Klage abzuweiſen war. (B. V. Bl. d. J. M.) 


Aufhebung des Beſtandvertrages im Grunde des 81118 a. b. G. B. 
wegen Betrieb eines Schaudgewerbes ſeitens des Miethers. 

A., als Adminiſtrator und Machthaber des Eigenthümers eines 
Hauſes, belangte mit Klage de praes. 15. Mai 1897, Z. 17.321, 
die Handarbeiterin B. auf Räumung der von ihr in obigem Hauſe 
in Beſtand habenden Wohnung binnen drei Tagen und gründete das 
Klagebegehren auf die Behauptung, daß die Geklagte von der ihr ver— 
mietheten Wohnung einen erheblich nachtheiligen Gebrauch dadurch mache, 
daß ſie in dieſer Wohnung die Proſtitution betreibe. 

Die erſte Inſtanz hat mit Urtheil vom 19. Mai 1897, 
3. 17.673, die Klage aus nachſtehenden Gründen abgewieſen: In der 
Thatſache allein, daß eine Fraueusperſon in einer gemieteten Wohnung 
Proſtitution betreibe, kaun an und für ſich ein erheblich nachtheiliger 
Gebrauch des Beſtandobjectes nicht erblickt werden, da die Proſtitution, 
wenn auch unſittlich, ſo doch nicht unerlaubt iſt, ſtehen doch derartige 
Frauenzimmer unter ganz beſonderer ſitten polizeilicher Controle; da 
ferner im ſpeciellen Falle die Geklagte ſeit drei Jahren die fragliche 
Wohnung zu gleichen Zwecken innehatte, und nicht behauptet wurde, 
daß ſie jemals Anlaß zu gegründeten Beſchwerden gegeben hätte. Es 
muß ſich daher der Kläger als neuer Adminiſtrator damit begnügen, 
daß er, nachdem er von dem Treiben der Geklagten Kenntniß erlangt 
hatte, derſelben gehörig kündigte, und kann, ſolange er nicht durch 
andere Umſtände den „erheblich nachtheiligen“ Gebrauch der Wohnung 
nachzuweiſen vermag, nicht auf ſofortige Räumung dringen. In Con- 
ſequenz des Vorgeſagten mußte die Klage abgewieſen werden. 

Ueber Appellation des Klägers hat die zweite Inſtanz mit Urtheil 
vom 9. Juni 1897, 3. 8067, das erſtrichterliche Urtheil abgeändert 
und der Klage ſtattgegeben. 

Gründe: Die Geklagte hat eingeſtanden, daß die von ihr im 
klägeriſcherſeits adminiſtrirten Hauſe gemietete Wohnung ſowohl von ihr, 
als auch einer zweiten Frauensperſon, der fie Unterſtand gibt, zu Proſti— 
tutionszwecken verwendet wird, ſie hat ſich auch dem Verbote des Klägers, 
das Schandgewerbe daſelbſt weiter zu betreiben, nicht gefügt, ſondern be- 
harrt auf der Fortſetzung dieſes Betriebes als eines ihr zuſtehenden Vertrags— 
rechtes. Der Appellation des Klägers gegen das abweiſende erſtrichterliche 
Erkenntniß war bei dieſem Sachverhalte gemäß § 1118 a. b. G. B. 
ſtattzugeben und im Sinne des Klagebegehrens zu erkennen, weil der 
erhebliche nachtheilige Gebrauch, welchen die Geklagte als Beſtand⸗ 
nehmerin von dem Beſtandſtücke macht, im Sinne der bezogenen Ge⸗ 
ſetzesſtelle, welche den Beſtandgeber zur früheren Aufhebung des Ver— 
trages berechtigt, offenbar vorhanden iſt, indem durch das Treiben der 
Geklagten der Hauseigenthümer gefährdet wird, daß ſein Haus in Ver⸗ 
ruf kommt, von anſtändigen Mietparteien verlaſſen oder gemieden und 
der Hauseigenthümer oder Adminiſtrator überdies dem Scheine ausgeſetzt 
wird, daß er von dem Erwerbe der Geklagten als Proſtituirter Vortheil 
zieht, ſo daß durch den erwähnten Mißbrauch der Wohnung nicht blos 
ein erheblicher materieller Schaden, ſondern auch ein gewichtiger perſön⸗ 
licher Nachtheil für den Beſtandgeber erwachſen kann. 


Schwierigkeiten, welche die Beurtheilung 


Ueber die Reviſiousbeſchwerde der Geklagten hat der k. k oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 14. Juli 1897, 3. 8257, das obergericht- 
liche Reformaterkenntniß mit Hinweis auf deſſen der Sachlage und dem 
Geſetze entſprechende Begründung und in der Erwägung zu beſtätigen 
befunden, daß zweifelsohne durch die Ausübung der wenn auch aus 
Sittlichkeiis- und Geſundheitsrückſichten durch polizeiliche Maßregeln 
überwachten Proſtitution ohne Wiſſen und Zuſtimmung des betreffenden 
Beſtandgebers und umſomehr gegen deſſen Willen ein erheblicher nach— 
theiliger Gebrauch vom Beſtandobjecte im Sinne des § 1118 a. b. 
G. B. gemacht wird, wenn erwogen wird, daß durch eine derlei Aus— 
übung in einem Theile des betreffenden Beſtandobjectes dem letzteren 
die ſonſt präſumirte Eigenſchaft eines tadelloſen Ruſes kaum erhalten 
bleiben wird, und daß der Mangel dieſer Eigenſchaft dem Beſtandgeber 
einen erheblichen Schaden zuzufügen als geeignet erſcheinen muß. 

(„l: 28”) 


Cite rau. 


Der Check. Eine vergleichende Studie mit beſonderer Berückſichtigung 
des öfterreichifehen Entwurfes von Dr. Anton Pavlisek. 

Wohl nicht zu den dringendſten, doch aber zu den einer Erledigung be⸗ 
dürftigen Aufgaben unſerer Geſetzgebung gehört die legislative Regelung des Check⸗ 
weſens. Denn der Check ſpielt bereits heute eine ziemlich bedeutende Rolle in 
unſerem wirthſchaſtlichen Leben und iſt bei den immer fortſchreitenderen Verkehrs⸗ 
formen beruſen, noch in ausgedehnterem Maße die ihm zukommenden wichtigen 
Functionen als baargelderſparendes Zahlungsmittel zu erfüllen. Soll aber die 
Legislative der ihrer harrenden Aufgabe in einer der Bedeutung dieſer Aufgabe 
entſprechenden Weiſe gerecht werden, ſo iſt es außerordentlich wünſchenswerth, 
ja geradezu nothwendig, daß ſich die theoretiſche Fachliteratur mit den zahlreichen 
Problemen, welche bei Schaffung eines rationellen Checkgeſetzes gelöst werden müſſen, 
eingehend beſchäftige und durch kritiſche Behandlung der vielfach auftauchenden 
Fragen der Geſetzgebung bei Auffindung des richtigen Weges als Führerin diene. 
Von dieſem Geſichtspunkte ift das vorliegende Werk aufs wärmſte zu begrüßen. 
Kündigt es ſich doch ſelbſt als „eine vergleichende Studie mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des öſterreichiſchen Entwurfes“ an und hält noch weit mehr als es 
verſpricht. Denn der Verfaſſer begnügt ſich nicht mit einer vergleichenden Dar⸗ 
ſtellung der das Checkrecht betreffenden Geſetze und wichtigeren Entwürfe ſämmt⸗ 
licher Culturländer, er bietet vielmehr überdies eine ſowohl auf intenſiver theoretiſcher 
Forſchung als auch auf reicher Praxis baſirende kritiſche Beleuchtung der vielen 
in Betracht kommenden Probleme und nimmt insbeſondere zu der in dem neueſten 
öſterreichiſchen Checkgeſetzentwurfe vorgeſchlagenen Löſung derſelben entſchieden 
Stellung. Hiebei geht der Autor von der vollkommen zutreffenden und dem Weſen 
des Checks entſprechenden Grundanſchauung aus, daß der Check ſeinem juriſtiſchen 
Charakter nach eine qualificirte zahlungshalber (nicht an Zahlungs: 
ftatt) gegebene Anweiſung, und nach ſeiner wirlhſchaftlichen Function ein 
Zahlungsmittel, nicht aber ein Credit- und Circulationspapier (im Gegen: 
ſatze zum Wechſel) iſt. Neben dieſer leitenden Idee hält der Autor bei feiner 
Stellungnahme zu den einzelnen Fragen das weitere Princip feſt, daß das zu 
ſchaffende Geſetz die Sicherheit des Checkverkehrs, das Vertrauen in die Einlös⸗ 
lichkeit und die leichte Handhabung der für die Rechtsgiltigkeit des Checks zu 
beachtenden Formen zu fördern habe. 

Die Darſtellung des vorliegenden Werkes iſt naturgemäß eine ſyſtematiſche. 
Auf die Einleitung und eine höchſt überſichtliche Schilderung der Entwicklung 
des Checkwefens und des Checkrechtes, zugleich die Darſtellung des gegenwärtigen 
Standes der Geſetzgebung enthaltend (Capitel 1. III), folgt eine Erörterung über 
Begriff und Arten des Checks. Die in dieſem Capitel (IV) gegebene Definition 
(„der Check iſt eine Art der ſchriftlichen Anweiſung auf Sicht unter Hinzutritt 
beſonderer ſpeciell checkrechtlicher und nebſtdem wechſelrechtlicher Beſtimmungen, 
womit der Ausſteller auf Grund eines bei dem Bezozenen ihm zur Dispoſit ion 
ſtehenden Guthabens an Dritte Zahlungen leiſtet, oder auch zu feinen Gunſten 
verfügt“) mag wohl einige nicht abſolut weſentliche Momente in ſich bergen und 
daher einer Verbeſſerung fähig ſein; ſie charakteriſirt jedoch das Weſen des Checks 
vollkommen zutreffend und bietet dem Verfaſſer den Ausgan spunkt für eine 
äußerſt inſtructive Darlegung der eſſentiellen Eigenſchaften des Checks, insbeſondere 
der unterſcheidenden Merkmale gegenüber der „einfachen ſchriftlichen Anweiſung“ 
einerſeits und dem Wechſel andererſeits. In dem darauf folgenden Capitel (V) 
über die „Erforderniſſe“ des Checks verdient die Erörterung der Frage betreffs 
der paſſiven Checkfähigkeit das meiſte Intereſſe. Hier will es uns aller 
dings bedünken, daß der ſehr geſchätzte Herr Verfaſſer über die außerordentlichen 
von Löſung nicht zu ſprechen — 
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dieſes Problems bietet, etwas zu raſch hinweggegangen wäre. Der Verfaſſer 
ſtimmt dem Vorſchlage des neueſten öſterreichiſchen Entwurfes, die paſſive Check 
ſähigkeit nur ſolchen Anſtalten und Perſonen einzuräumen, welche berufsmäßig 
Geldgefchäften obliegen (Poſtſparcaſſa, Banken, andere zur Uebernahme von Geld 
für freinde Rechnung ſtatutenmäßig berechtigte Anſtalten, Firmen und Perſonen, 
welche gewerbemäßig Banquters- oder Geldwechſelgeſchäfte betreiben) zu und theilt 
hierin die Anſicht hervorragender, ſowohl kaufmänniſcher als juriſtiſcher Capacitäten 
(insbeſondere Randa, ebenſo Hammerſchlag und Duſchenes). In eine Discuſſion 
über dieſen Punkt einzutreten, würde über den Rahmen der hier geſtellten Auf: 
gabe weit hinausreichen. Von den weiteren Capiteln, welche dem natürlichen 
Lebenslaufe eines Checks ſolgend, die Uebertragung (Indoſſament), das Accept, 
die Präſentation und die Zahlung behandeln, erſcheint als das intereſſanteſte 
jenes über das Accept. In conſequenter Feſthaltung der bereits oben gekenn⸗ 
zeichneten Grundaufſaſſung des Checks als eines Zahlungsmittels billigt 
der Verfaſſer die Beſtimmung des öſterreichiſchen Entwurſes, daß die Acceptation 
des Checks nicht ſtattfindet und ein Acceptvermerk für micht geſchrieben anzır 
ſehen ſei. Die beiden folgenden Capitel (X und XI) „Dishonorierungsgründe“ 
und „Rechtsverhältniſfe“ ſind gleichſam das Centrum der geſammten Darſtellung; 
ſie legen das innere Getriebe, das Ineinandergreifen der einzelnen Räder des 
zu veranſchaulichenden juriſtiſchen Gebildes dar. Das erſte der beiden Capitel 
enthält eine eingehende Beſprechung über das Widerrufsrecht, ein wichtiges und 
ſchwieriges Problem, welches, wie auch der Verfaſſer zugibt, im Entwurfe (8 13) 
keine glückliche Löſung gefunden hat. Das zweite Capitel (Rechtsverhältniſſe) be 
ſpricht die rechtlichen Beziehungen 1. zwiſchen dem Ausſteller und dem Bezogenen 
(Checkvertrag), 2. zwiſchen dem Bezogenen und dem Checkinhaber (Frage, ob dem 
letzteren ein directer checkrechtlicher Anſpruch gegen den Bezogenen zuſtehen ſoll, 
Theorie der Ceſſion des Guthabens, des Vertrages zu Gunſten Dritter, Voll⸗ 
machtstheorie, Conſtruction als Incaſſomandat, und ſchließlich die vom Autor 
mit Recht vertretene und auch einzig acceptable Anweiſungstheorie), 3. das 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Inhaber und den Vormännern (Regreß). Das 
XII. Capitel (Verjährung und Verſäumniß) bietet dem Verfaſſer Anlaß, die vom 
Entwurfe abgelehnte Bereicherungsklage, ſowie die an Stelle derſelben acceptirte 
Vertragsklage aus dem der Checkausſtellung, beziehungsweiſe⸗Begebung zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſe zu erörtern. Dem Verfaſſer iſt zuzuſtimmen, wenn 
er ſich mit den in dieſer Richtung proponirten Vorſchriften des Entwurfes ein— 
verſtanden erklärt. Das nächſtfolgende Capitel („Wechſelrechtliche Beſtimmungen“) 
wäre vielleicht durch ſyſtematiſche Einfügung der einzelnen daſelbſt behandelten 
Materien in die friiheren Capitel zu erſparen geweſen. Es birgt die äußerſt actuelle 
und ebenſo heikle Unterſuchung, ob für den aus der Einlöſung eines ſalſchen 
oder gefälſchten Checks entſtandenen Schaden der angebliche Ausſteller oder der Be⸗ 
zogene aufzukommen habe. Bekanntlich ſteht der Entwurf auf dem Standpunkte, 
daß zunächſt jeder der beiden Theile ſein Verſchulden zu verantworten habe; 
iſt ein ſolches nicht nachweisbar, ſo trägt der Bezogene (die Bank) die Gefahr 
und muß ſich mit dem Schadenerſatzanſpruche an den Fälſcher, eventuell mit 
einer condictio an den Empfänger begnügen. Dieſer Standpunkt entſpricht „dem 
heute in der Theorie und in der Praxis geltenden Rechte“, er entſpricht auch 
den allgemeinen Rechtsgrundſätzen und insbeſondere der volkswirthſchaftlichen 
Opportunität und wird daher auch wit Recht vom Verfaſſer als richtig erklärt 


und gebilligt. Ein Capitel über den „Check zur Verrechnung“ und den „gequerten“ 


Check, ein weiteres über ſtrafrechtliche, ferner ein ſolches über gebührenrechtliche 
Beſtimmungen beſchließen die erſchöpfende Darſtellung, welcher anhangsweiſe noch 
eine kleine Sammlung von Checkformularien und ein Abdruck des öſterreichiſchen 
Entwurfes vom Jahre 1895 (dem Abgeordnetenhauſe wiedervorgelegt 1897) bei⸗ 
gegeben find. Möge dieſes ausgezeichnete Werk Pavlicek's bereits jetzt jene Be: 
achtung finden, die es verdient; in der kritiſchen Stunde, wenn die geſetzliche 
Regelung des Checkrechtes wieder actuell wird, wird es berufen fein, der Schluß: 
faſſung über die zahlreichen zu löſenden Fragen als ſichere Baſis und unentbehrlicher 
Führer zu dienen. Dr. Otto Neumann. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Chrudim Fz. Hulek anläßlich deſſen Penſionirung die allerhöchſte Zufriedenheit 
bekannt geben laſſen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Director des Verwaltungs⸗Gerichts⸗ 
De Rück den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Oberdirectors 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten bekleideten Official der niederöſterreichiſchen Statthalterei 
Mathias Wilfing das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär Victor Freih. Weiß v. Starkenfels im Miniſterium 
des Innern zum Miniſterial⸗Secretär, dann die Bezirkscommiſſäre Karl Ritter 
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v. Lidl, Dr. Octavian Ritter Regner v. Bleyleben und Wladimir Ken⸗ 
dik, den Miniſterial Concipiſten im Miniſterium des Innern Dr. Stefan Ritter 
Clauner v. Engelshofen, die Bezirkscommiſſäre Joh. Swoboda und 
Dr. Leonce Ritter Mündel v. Schartenburg, ſowie die Polizeicommiſſäre 
Dr. Boleslaus v. Matfachowski zu Miniſterial-Viceſecretären im Miniſterium 
des Innern ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial-Viceſecretär Anton Grafen Ceschi a Santa Croce zum Bezirks⸗ 
hauptmanne in Tirol und Vorarlberg und den Miniſterial⸗Viceſecretär Leo 
Grafen Lamezan⸗Salins zum Bezirkshauptmanne in Schleſien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Bohumil Stepan zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
e a ſilster hoh Konkrete 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der Tabakha rik i 
Alois Bilek zum Director des Tabakverſchleißmagazins in Be 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Oswald v. Hörmann zum 
ei ee 15 e e f 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Ernſt Nutrizio in Zar 
zum Oberpoſteontrolor daſelbſt ernannt. 8 in 

Das Präſidium der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection hat den 
Hauptſteueramts⸗Controlor Eduard Ludwig und den Steueramts⸗Controlor 
Wenzel Zak zu Steuereinnehmern, die Steueramts⸗Officiale Fz. Hullié ka 
und Wilh. Sendl er zu Steueramts⸗Controloren, den Steueramts⸗Controlor 
Iz. Neuhold zum Steueramts⸗Official, dann den Oberjäger Adolf Gott⸗ 
ſchalk, die Steueramts Praktikanten Rudolf Kautek, Eduard Steiner und 
Rudolf Heller, endlich den Feldwebel Joh. Pucher zu Steueramts⸗Adjuncten 
in Niederöſterreich ernannt. f 


Erledigungen. 


1 Sanitätsconcipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei den politiſchen 
Behörden Mährens bis 1. December. (Amtsblatt Nr. 258.) = 
\ 1 jtädtifche Bezirksarztes ſtelle IT. Claſſe in der VI. Rangsclaſſe 
mit 1300 fl. Gehalt und 400 fl. Qnartiergeld beim Stadtphyſikate der k. k. 
ern und 1 155 Ei December. (Amtsblatt Nr. 259.) 
Ingenieurſtelle in der IX. Rangsclaſſe beim Staatsbaudienſte i 
Tirol bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 2590 j ue 
2 Ober ingenieurſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell Inge 
nieur⸗ und Bauadjuncten ſtellen in der IX., beziehungsweiſe X. Nangs⸗ 
1 7700 Staatsbaudienſte in Niederöſterreich bis 23. December. (Amtsblatt 
Nr. 260.) 
1 Zolloberamts-Vicedirectorsſtelle beim k. k. Hauptzollamte in 
Wien in der VII. Rangsclaſſe, eventuell 1 Zolloberamts⸗Controlorſtelle 
in der VIII. Rangscloſſe, eventuell 1 Zolloberamts-⸗Officialsſtelle, even⸗ 
tuell! Zollamtscaſſiersſtelle, beide in der IX. Rangsclaſſe, weiters eine, 
eventuell eine zweite Zollamts-Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe, 
eventuell 2 Zollamts-Aſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe alle 
gegen Caution bis 12. December. (Amtsblatt Nr. 261.) 
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Soeben ist erschienen: 


Manz’sche Gesetz-Ausgabe 
21. Band, 2. Abtheilung, 1. und 2. Hälfte. 


Das Gesetz vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, 
betreffend die 


directen Personalsteuern 


sammt Vollzugsvorschriften und Nachtragsverordnungen 
und den neben denselben in Geltung verbliebenen bezuglichen Gesetzen u, Verordnungen, 


Mit Belegstellen und den parlamentarischen Materialien, 
erläuternden Anmerkungen, gegenseitigen Verweisen und ausführlichem Register. 


Von Dr. Richard Reisch, 


Ministerial-Secretär im Finanz ministerium. 


Preis beider Hälften broschirt 4 fl. 80 kr., gebunden 5 fl. 80 kr. 


Diese neue Ausgabe enthält eine Zusammenfassung aller auf dem Gebiete der 
directen Personalstenern ER geltenden Vorschriften — insbesondere aber 
das Gesetz vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220, betreffend die directen Personal- 
stenern und die neben diesem Gesetze in Geltung verbliebenen früheren Vorschriften ; 
ferner die zu ersterem Gesetze 8 Hauptstück desselben abgesondert erschienenen 
Vollzugsvorschriften; endlich die in diesen Vollzugsvorschriften vorbehaltenen 
weiteren Verordnungen, soweit sie bereits publieirt, bezw. erlassen wurden, und die 
zu den Vollzugsvorschriften bisher erschienenen Nachträge. fe 

Die Wiedergabe dieser Normen enthält deren vollständigen — durch Berück- 
sichtigung der Berichtigungen und Nachträge unter Quellenangabe ergänzten — 
Text, sowie den grössten Theil ihrer Beilagen. 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 91 und 92 der Erkenntniſſe 1897. 
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